
Bundessozialgericht

— 12 RK 28/81 —

I m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter:
. .............. ...........‚
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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am
28. Oktober 1981 ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom

13. März 1981 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob die 1957 ausgesprochene

Befreiung von der Rentenversicherungspflicht in der Angestell—

tenversicherung auch für die am 15. Februar 1972 aufgenommene
Beschäftigung gilt.

Der Kläger ist durch Bescheid der Beklagten vom 28. Juni 1957

nach Art 2 5 1b des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der

Rentenversicherung der Angestellten (AnVNG) von der Versiche-

rungspflicht in der Angestelltenversicherung befreit worden.

Später, in der Zeit vom 5. Februar 1964 bis 14. Februar 1972,

war der Kläger als Beamter der Universität zu Köln (wissen-

schaftlicher Assistent - Oberkustos -) nach 5 6 des Angestell-

tenversicherungsgesetzes (AVG) versicherungsfrei. Seit 15. Fe-
bruar 1972 ist er Angestellter der Stadt Köln. Diese führt für
ihn seit Beginn des Beschäftigungsverhältnisses Pflichtbeiträge

zu der Beklagten ab. Im Jahre 1974 wurde außerdem eine Nachver—

sicherung für die Zeit vom 3. Februar 1964 bis 15. Februar 1972
durchgeführt.

Mit Bescheid vom 22. Mai 1978 beanstandete die Beklagte die

für die Zeit vom 15. Februar 1972 bis 51. Dezember 1976 entrich—

teten Beiträge im Hinblick auf die 1957 au3gesprochene Befrei-

ung von der Rentenversicherungspflicht in der Angestelltenver-

sicherung und stellte fest, daß der Kläger auch weiterhin ver—
sicherungsfrei sei.

Widerspruch (Widerspruchsbescheid vom 8. August 1978), Klage

(Urteil des Sozialgerichts -SG- Köln vom 11. Januar 1980) und
Berufung (Urteil des Landessozialgerichts für das Land Nord—
rhein-Westfalen —LSG- vom 13. März 1981) blieben ohne Erfolg.
Das LSG hat die Auffassung vertreten, daß die einmal ausge-
sprochene Befreiung von der Versicherungspflicht in der Ren-

tenversicherung der Angestellten nach Art 2 @ 1b AnVNGweder
durch eine Erklärung des Klägers noch durch seine zwischen—
zeitliche versicherungsfreie Beschäftigung hinfällig geworden
sei.
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Mit der Revision macht der Kläger geltend, daß aus seinem Ver—

halten und den verschiedenen von ihm abgegebenen Erklärungen

zu ersehen gewesen sei, daß er auf die Befreiung habe ver-
zichten wollen. Im übrigen habe die Beklagte die ihr oblie-

genden Pflichten verletzt, in dem sie den Kläger nicht recht—

zeitig über die Rechtslage informiert habe. Ihm stehe deshalb

ein Herstellungsanspruch zu, nach dem er so zu stellen sei, als

wenn er rechtzeitig auf die Befreiung verzichtet hätte.

Der Kläger beantragt,

die Urteile des LSG und des SG sowie den Bescheid

der Beklagten vom 25. Mai 1978 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 8. August 1978 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.‚

Sie bezieht sich im wesentlichen auf das angefochtene Urteil.

Beide Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt, daß

der Rechtsstreit durch Urteil ohne mündliche Verhandlung ent—

schieden wird (5 124 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG-).

II

Die Revision des Klägers führt zur Aufhebung des angefochtenen

Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an das LSG.

Die Aufhebung des Berufungsurteils ist geboten, weil das Ver-
fahren vor dem LSG an einem im Revisionsverfahren fortwirken-

den prozessualen Mangel leidet, der in der Revisionsinstanz nicht
beseitigt werden kann. Das LSG hat nicht beachtet, daß der Streit

darüber, ob Beiträge zur Rentenversicherung der Angestellten

entrichtet werden können, unmittelbar in die Rechtssphäre des

Arbeitgebers eingreift und auch ihmgegenüber nur einheitlich
entschieden werden kann. Ist aber der Arbeitgeber derart be-

troffen, so ist er nach 5 75 Abs 2, 1. Fall SGGnotwendig bei-
zuladen (BSG SOZR Nr 52 zu @ 75 SGG und Urteil des erkennenden
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Senats vom 2A. Juni 1981, 12 RK 43/80).

Die Unterlassung einer notwendigen Beiladung ist ein im Revi-

sionsverfahren von Amts wegen zu beachtender und zur Zurück-

verweisung zwingender Verfahrensfehler (BSG SozR 1500 @75
Nr 1 unter Aufgabe der früheren abweichenden Auffassung).

Das auf dem Verfahrensfehler beruhende Urteil des LSG muß so—

nach aufgehoben werden,'ohne daß — mangels Beteiligung aller

vom Verfahren Betroffenen - der Senat Ausführungen zur mate—

riell—rechtlichen Seite des Rechtsstreits machen kann.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vor-
behalten.
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